
fentliche Auftraggeber zudem er-
messen, ob von dem Unterneh-
men trotz des Ausschlussgrundes
in Zukunft eine sorgfältige, ord-
nungsgemäße und gesetzestreue
Auftragsdurchführung zu erwar-
ten ist. Kann der öffentliche Auf-
traggeber insoweit keine positive
Prognose stellen, ist der Aus-
schluss rechtens.
> HOLGER SCHRÖDER

Der Autor ist Fachanwalt für Vergabe-
recht bei Rödl & Partner in Nürnberg.

riösen Quellen beruhen, sodass
die Ausschlussentscheidung als
nachvollziehbar erscheint. Der
öffentliche Auftraggeber muss
zum Beispiel weder eine rechts-
kräftige Entscheidung der Zivil-
gerichte abwarten noch muss
etwa die Rechtmäßigkeit einer
Kündigung wie in einem Baupro-
zess von den Nachprüfungsin-
stanzen geklärt werden.
• Liegen die vorgenannten Vo-

raussetzungen für einen fakultati-
ven Ausschluss vor, muss der öf-

• Die mangelhafte Erfüllung be-
trifft eine wesentliche Anforde-
rung bei der Auftragsausführung,
wenn die Schlechterfüllung einer
Hauptleistungspflicht oder einer
anderen wesentlichen vertragli-
chen Pflicht berührt ist.
• Für den Nachweis der erheb-

lichen oder fortdauernden
Schlechtleistung muss der öffent-
liche Auftraggeber zumindest In-
diztatsachen vorbringen, die von
einigem Gewicht sind und auf ge-
sicherten Erkenntnissen aus se-

ter Berücksichtigung des Grund-
satzes der Verhältnismäßigkeit zu
jedem Zeitpunkt eines Vergabe-
verfahrens ausschließen (§ 124
Abs. 1 Nr. 7 GWB, § 6e EU Abs. 6
Nr. 7 VOB/A).
• Eine erhebliche mangelhafte

Erfüllung liegt vor, wenn die man-
gelhafte Leistung den öffentlichen
Auftraggeber in tatsächlicher und
finanzieller Hinsicht deutlich be-
lastet. Es darf sich also nicht um
kleinere und leicht behebbare
Mängel handeln.

gewartet werden (Urteil vom 9. Ja-
nuar 2017 – 13 Verg 9/16).
Wichtige Aspekte für die Be-

schaffungspraxis:
• Wenn ein Unternehmen eine

wesentliche Anforderung bei der
Ausführung eines früheren öffent-
lichen Auftrages erheblich oder
fortlaufend mangelhaft erfüllt und
dies zu einer vorzeitigen Vertrags-
beendigung, zu Schadensersatz
oder Vergleichbarem geführt hat,
dann kann ein öffentlicher Auf-
traggeber dieses Unternehmen un-

Ein möglicher Ausschluss nach
§ 124 Abs. 1 Nr. 7 GWBwegen

erheblicher oder fortlaufender
Schlechterfüllung eines Unter-
nehmens verlangt das Vorliegen
konkreter Tatsachen von einigem
Gewicht. Sie müssen die Ent-
scheidung des öffentlichen Auf-
traggebers (zum Beispiel Kündi-
gung nach § 8 Abs. 3 Nr. 1
VOB/B) als nachvollziehbar er-
scheinen lassen. Der rechtskräfti-
ge Abschluss eines (Bau-)Zivil-
prozesses muss hingegen nicht ab-

Konkrete Tatsachen von Gewicht müssen vorliegen

Ausschluss wegen früherermangelhafter Leistung

Soll ein Unternehmen von einer Vergabe ausgeschlossen werden, ist einiges zu beachten. FOTO DPA

bieter von Bauleistungen können
in dem „Amtlichen Verzeichnis“
nicht aufgenommen werden, da
für sie ein gesondertes Verzeich-
nis existiert. Die bisherige Prä-
qualifizierungsdatenbank für Lie-
fer- und Dienstleistungen wird
abgelöst. > BSZ

Weiterführende Informationen gibt es
auf den Internetseiten des „Amtlichen
Verzeichnisses“: https://amtliches-ver-
zeichnis.ihk.de/Start1.aspx

traggeber, die EU-Vergaberecht
anwenden müssen. Auch die Un-
terschwellenvergabeverordnung
(UVgO), die noch in den Bundes-
ländern in die dortigen Vergabe-
gesetze übernommen werden
muss, sieht die Einrichtung und
verpflichtende Akzeptanz des
„Amtlichen Verzeichnisses“ vor.
Das Verzeichnis soll nicht nur

IHK-Mitglieder, sondern auch
Handwerksunternehmen und
freiberuflich Tätige umfassen. An-

Im Gegensatz zur reinen PQ
muss die Eintragung in das „Amt-
liche Verzeichnis“ von allen öf-
fentlichen Auftraggebern aner-
kannt werden. Bei EU-Ausschrei-
bungen kann auch das „Amtliche
Verzeichnis“ genutzt werden, da
die Eintragung mit der Einheitli-
chen Europäischen Eigenerklä-
rung (EEE) verknüpft ist. Damit
sind Unternehmen beim Ausfül-
len der EEE entlastet. Das gilt
vorerst für alle öffentlichen Auf-

nis“. Die Unternehmen erhalten
eine Kenn-Nummer. Diese Kenn-
Nummer muss dann bei der öf-
fentlichen Ausschreibung vorge-
legt werden. Für die öffentlichen
Auftraggeber gilt dann die Eig-
nungsvermutung. Das heißt, die
Vergabestelle darf nur in besonde-
ren Ausnahmefällen die Eignung
anzweifeln und eine Nachweis-
führung verlangen. Das gilt so-
wohl für deutschland- als auch eu-
ropaweite Ausschreibungen.

Deutschen Industrie- und Han-
delskammertag (DIHK) geführt
wird, gelten sie als präqualifiziert.
Der Eintragung vorgeschaltet ist

das bisher bekannte Präqualifizie-
rungsverfahren. In Zusammenar-
beit mit den Auftragsberatungs-
stellen überprüfen die IHK die
jährlich von den Unternehmen
vorgelegten notwendigen Erklä-
rungen und Dokumente. Ist die
Prüfung positiv, erfolgt die Eintra-
gung in das „Amtliche Verzeich-

Bundesweit wurde das „Amtli-
che Verzeichnis“ eingeführt. Nach
vorgelagerter Präqualifikation
(PQ) weisen Unternehmen mit ei-
ner Eintragung darin ihre Eignung
nach. Unternehmen aus dem Lie-
fer- und Dienstleistungsbereich
sowie Freiberufler, die sich an öf-
fentlichen Ausschreibungen betei-
ligen wollen, haben es künftig
leichter, ihre Eignung nachzuwei-
sen. Mit Eintragung in ein „Amtli-
ches Verzeichnis“, das durch den

Bundesweit wurde das „Amtliche Verzeichnis“ eingeführt

Neues Verzeichnis für Präqualifikation
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4. DEUTSCHER VERGABETAG 2017 IN BERLIN

Am 19. und 20. Oktober treffen sich
auf dem Deutschen Vergabetag
(deutscher-vergabetag.de) in Berlin
Auftragnehmer, Auftraggeber, Poli-
tiker und Rechtsanwälte und disku-
tieren aktuelle Themen aus dem Be-
reich Ausschreibung und Vergabe.
Er ist schon fast Tradition und Pflicht
für alle, die sich mit öffentlichen
Ausschreibungen in irgendeiner
Form auseinandersetzen, der Termin
des Deutschen Vergabetags in Ber-

lin. 2017 geht er in die vierte Runde.
Aktuelle Entwicklungen aus dem
Vergaberecht und der Politik, neues-
te Rechtsprechung sowie fundierte
Praxisworkshops, Erfahrungsaus-
tausch und Netzwerken – am 19.
und 20. Oktober steht das Presse-
und Informationsamt der Bundesre-
gierung ganz im Zeichen von Aus-
schreibung und Vergabe.
Das brennendste Thema derzeit: Die
Einführung der UVgO in Bund und

Ländern steht bevor. Keine Frage
also, dass das Deutsche Vergabe-
netzwerk, der Veranstalter, diesem
Umstand besondere Präsenz ein-
räumt. Doch auch andere vergabe-
rechtliche Schwerpunkte, wie die
Bietergemeinschaft, Änderungen
während des Vergabeverfahrens
und nach Zuschlag sowie sowie so-
ziale und nachhaltige Kriterien im
Vergabeverfahren werden genauer
beleuchtet. > BSZ
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